Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses, des Bau- und
Umweltausschusses und des Feuerwehrausschusses der Verbandsgemeinde
Maifeld

Am Montag, 30.05.2022, findet um 18:30 Uhr, im Forum Polch in Polch eine
Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses, des Bau- und
Umweltausschusses und des Feuerwehrausschusses der Verbandsgemeinde
Maifeld mit folgender Tagesordnung statt:

Die Sitzung wird unter Beachtung der Regelungen der Corona-Bekdampfungsverordnung
Rheinland-Pfalz (CoBelLVO) in der jeweils aktuellen Fassung durchgefiihrt.

Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung wird, sofern die Abstandsregeln nicht eingehalten
werden kénnen, zum eigenen Schutz empfohlen.

Uber die Homepage der Verbandsgemeindeverwaltung Maifeld (www.maifeld.de) gelangen Sie
uber "Rathaus & Birgerservice > Ratsinformationssystem > Birgerinfoportal” zum
Biirgerinfoportal, in dem Ihnen eine 6ffentliche Einladung ohne Anlagen zur Einsichtnahme zur
Verfligung steht. Sie wird bei Bedarf bis zum Sitzungstag aktualisiert.

Offentlicher Teil:

1) Katastrophenschutzkonzept fiir die Verbandsgemeinde Maifeld

2) Feuerwehrgerdtehaus Lonnig [/ Riber

3) Vorstellung Machbarkeitsstudie Erweiterung Feuerwehrgeratehaus Ochtendung

4) Mitteilungen und Beantwortung von evtl. schriftlichen Anfragen

Die Sitzung wird als Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses
und des Bau- und Planungsausschusses fortgesetzt.

6) Sachstand zum Baufortschritt an der Grundschule Ochtendung
7) Errichtung einer Photovoltaikanlage auf der Grundschule St. Martin in Ochtendung

8) Errichtung einer Photovoltaikanlage auf dem Verwaltungsgebdude der Verbandsgemeinde
und Klimatisierung des Rathauses

9) Errichtung von Ladeinfrastruktur auf dem Hans-Baulig-Platz in Polch
10)  Dringliche Erneuerung der Heizungsanlage in der Grundschule Welling

11)  Aktueller Sachstand zur Gefahrenverhitungsschau vom 21.01.2022 an der Grundschule
Miinstermaifeld

12)  Mitteilung  lber das Ergebnis der  Gefahrenverhiitungsschau  durch  die
Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz an der Grundschule Lonnig

13)  Mitteilung lber das Ergebnis der Gefahrenverhiitungsschau durch die




Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz an der Grundschule Welling

14)  Mitteilung  Gber das Ergebnis der  Gefahrenverhiitungsschau  durch  die
Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz an der Grundschule
Mertloch

15)  Uberpriifung von Ingenieurbauwerken nach DIN 1076

16) Aufhebung 30. Anderung des Flachennutzungsplanes - Neudarstellung einer
Wohnbauflache in der Stadt Polch, Stadtteil Nettestirsch

17)  32. Anderung des Flachennutzungsplanes

Die Sitzung wird als Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses
fortgesetzt.

18) Ubernahme der Trigerschaft der kommunalen Kindertagesstitten durch die
Verbandsgemeinde Maifeld

19)  Verlangerung des Vertrages iiber die Aufnahme sowie die Aufbewahrung von Fundtieren
mit dem Tierschutzverein Mayen und Umgebung e.V.

20)  Annahme sowie die Einwerbung von Spenden [ Sponsoringleistungen
21)  Mitteilungen und Beantwortung von evtl. schriftlichen Anfragen

Es finden zwei nicht offentliche Teile statt, in denen Uber Grundstiicks- und
Personalangelegenheiten beraten werden.

Polch, 23. Mai 2022
Verbandsgemeinde Maifeld

MAXIMILIAN MUMM
Biirgermeister


johann.c
Schreibmaschinentext
Es finden zwei nicht öffentliche Teile statt, in denen über Grundstücks- und Personalangelegenheiten beraten werden.


Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss
Feuerwehrausschuss

TOP-Nr.: 1 Katastrophenschutzkonzept fir die Verbandsgemeinde  Maifeld
(Maifeld/281/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 6

Sachverhalt:

Wehrleiter Martin Wolff hat bei der Sitzung des Verbandsgemeinderates Maifeld am 23.09.2021
dem Gremium die Hochwasserereignisse auf dem Maifeld aus dem vergangenen Juli 2021
eingehend erlautert. Da die Freiwillige Feuerwehr Maifeld erstmals mit einem Starkregenereignis
in einem solchen AusmaB konfrontiert worden ist, ging der Wehrleiter dabei auch auf die
Schwachstellen ein, die sich in der Einsatzpraxis ergeben haben.

Mit dem Beginn des Krieges gegen die Ukraine hat sich ebenfalls die allgemeine
gesamtpolitische Lage verdndert. Die Verbandsgemeinde Maifeld sollte sich daher nicht nur fiir
eine Strategie im Fall eines Starkregenereignisses, sondern beispielsweise auch fiir einen
moglichen Ausfall von kritischen Infrastrukturen wie zum Beispiel der Strom- oder
Wasserversorgung im Sinne des Bevdlkerungsschutzes aufstellen. Darin einzubinden sind ebenso
die Maifeldgemeinden in Bezug auf eine Notversorgung fiir die Menschen vor Ort.

Im Hinblick auf diese Gefahrenlage und darauf, dass Unwetterereignisse aufgrund der
Klimaveranderungen zukiinftig in kiirzeren Zeitabstanden prognostiziert werden, ist es das Ziel
die Freiwillige Feuerwehr Maifeld so aufzustellen, dass die Einsatzmittel zur Brandbekampfung
und zur Technischen Hilfeleistung um die notwendigen Einsatzmittel flir Einsdtze bei
Unwetterereignissen oder dem Ausfall kritischer Infrastruktur erganzt werden.

Wehrleiter Martin Wolff hat hierzu ein Konzept erarbeitet, das er in der Sitzung vorstellen wird.

Verwaltungsseitig wird diesbeziiglich eine sukzessive Umsetzung einhergehend mit der
Einstellung notwendiger Haushaltsmittel beginnend ab dem Haushaltsjahr 2023 vorgeschlagen.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium nimmt die Informationen zur Kenntnis und beschlieBt entsprechend dem
Verwaltungsvorschlag eine sukzessive Umsetzung des vorgestellten Katastrophenschutzkonzepts
in den kommenden Jahren.

Hierzu sollen beginnend ab dem Haushaltjahr 2023 die notwendigen Mittel in Abstimmung mit
der Wehrleitung und der Verbandsgemeinde Maifeld bereitgestellt werden.



Etwaige Antr

age:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/28
und 1/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/28
Umweltausschuss 1/2022
Feuerwehrausschu (30.05.2022 [Maifeld/28
ss 1/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss
Feuerwehrausschuss

TOP-Nr.: 2 Feuerwehrgeriatehaus Lonnig / Riiber (Maifeld/279/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 6

Sachverhalt:

Am 22.06.2017 hat der Verbandsgemeinderat Maifeld den Grundsatzbeschluss zur Sanierung
und Erweiterung des Feuerwehrgerdtehauses Lonnig gefasst und fiir eine erste
Grundlagenermittlung ein Architekturbiiro beauftragt. Dieses kam auch in Abstimmung mit der
Verwaltung, der Wehrleitung und der ortlichen Wehrflihrung zu dem Ergebnis, dass ein
Ersatzneubau sowohl aus gesamtwirtschaftlicher Sicht als auch aus Sicht fiir den
feuerwehrtechnischen Nutzen die bessere Variante darstellt. Daraufhin hat der
Verbandsgemeinderat Maifeld in seiner Sitzung am 13.12.2018 den Abbruch und den Neubau
des Feuerwehrgerdtehauses Lonnig beschlossen. In der Folge kamen die Verwaltung in enger
Abstimmung mit der Wehrleitung sowie der Wehrflihrung Lonnig zu dem Ergebnis, dass auf dem
vorhandenen Grundstiick Gemarkung Lonnig, Flur 17, Nr. 14/14 mit einer Fldche von 497 mz2,
das zudem an die StraBen ,Auf der Klostermauer” (L 112) und ,Im steilen Stiick" angrenzt, keine
nachhaltige, feuerwehrtaugliche Losung geschaffen werden kann. Die daraufhin angestoBene
Grundstiickssuche, auch in Abstimmung mit der Ortsgemeinde Lonnig, hat bisher nicht zum
Erfolg gefiihrt. Dabei hat sich die Ortsgemeinde Lonnig selbst ebenso flir einen Neubau des
Gerdatehauses an anderer Stelle, auch auBBerhalb der Ortslage, ausgesprochen.

Das Feuerwehrgerdtehaus der Loschgruppe Riber befindet sich unmittelbar am Dorfplatz der
Ortsgemeinde. Auch dort stellt sich die Situation vergleichbar dar. Sowohl die Platzverhaltnisse
in als auch vor der Fahrzeughalle, sowie die Unterbringung der persénlichen Schutzausriistung
der aktiven Feuerwehrkameraden/-innen entspricht nicht mehr den Anforderungen der
gesetzlichen Unfallversicherung. Zudem ist fir die Feuerwehrkameradinnen keine separate
Umkleidekabine und auch keine separate sanitdre Einrichtung vorhanden.

Seitens des Wehrleiters wurde der Verwaltung daraufhin der Vorschlag unterbreitet, ein
gemeinsam genutztes Feuerwehrgerdtehaus fiir die Loschgruppen Lonnig und Riber auBerhalb
der beiden Ortslagen und im Anschluss an das derzeit in der Entwicklung befindliche
Erweiterungsgebiet ,Wohnen mit Pferden” mit unmittelbarer Ausfahrt auf die L 112 zu
errichten. Mit Blick auf das bereits ebenso angestoBene Projekt - gemeinsames Geratehaus
Pillig / Naunheim - wiirden auch hier Synergieeffekte entstehen, die den Brandschutz
insgesamt, aber auch die Einsatzfahigkeit der beiden Einheiten wesentlich verbessern. Die vor
Ort zustindigen Wehrfiihrer Mathias Lang (Léschgruppe Lonnig) und Bernd Krechel
(Loschgruppe Riiber) haben dabei bestitigt, dass dies seitens der aktiven Feuerwehrkrafte
unterstiitzt und beflirwortet wird. Im Bezug auf die Mitgliederstarke wiirde dadurch die
zweitgroBte Einheit auf dem Maifeld in zentraler Lage entstehen.



Im Hinblick auf die Einrichtung und Vorhaltung von zusadtzlichen Einsatzmitteln fir den
Katastrophenschutz, etwa bei einem Starkregenereignis oder bei flichendeckendem
Stromausfall, hdtte ein solcher Standort weiterhin den Vorteil, dass dort in zentraler Lage des
Maifelds ein ebensolcher Standort fiir den Katastrophenschutz Maifeld langfristig geschaffen
werden kann. Der Bereich konnte von den beiden Einheiten mit betreut werden. An den lbrigen
Gerdtehdusern ist dies aufgrund der begrenzten Grundstiicks- bzw. Erweiterungsflachen nicht
moglich. Weiterhin sind gerade die Stiitzpunktwehren in Minstermaifeld, Ochtendung und
Polch in Bezug auf deren Einsatzschwerpunkte und -hdufigkeit ausgelastet. Wehrleiter Martin
Wolff kann hierzu in der Sitzung im Hinblick auf das von ihm erstellte
Katastrophenschutzkonzept fiir die Verbandsgemeinde Maifeld ndhere Erlduterungen geben.

Aus bauplanungsrechtlicher Sicht ware im Anschluss an das vorgenannte Erweiterungsgebiet
.Wohnen mit Pferden" im Bereich der Gemarkung Riiber, angrenzend an die L 112, grundsatzlich
die Errichtung eines gemeinsamen Feuerwehrgerdtehauses mdoglich. Der Flachennutzungsplan
miisste an dieser Stelle entsprechend angepasst (derzeit sind dort landwirtschaftliche Flachen
dargestellt), sowie ein Bebauungsplan aufgestellt werden.

Auf Anfrage der Verwaltung hat ein privater Grundstiickeigentiimer seine Verkaufsbereitschaft
signalisiert. Dabei wiirde die zur Verfligung stehende Grundstiicksfliche ein ausreichendes
Entwicklungspotential bieten. Die Verwaltung hat parallel Gesprache mit dem Landesbetrieb
Mobilitdt angestoBen, wie eine direkte Ausfahrt auf die L 112 zu realisieren ist. Im Hinblick auf
die weitere ErschlieBung verlduft in dem Bereich der Verbindungssammiler von Lonnig nach
Ruber, so dass die abwassertechnische Entsorgung mdglich ist. Dies trifft ebenso auf die
Wasserversorgung zu, die entlang der L 112 in diesem Bereich verlegt ist. Die Westnetz GmbH
hat signalisiert, dass im Zuge des Netzausbaus flir das o.a. Erweiterungsgebiet ,Wohnen mit
Pferden” eine Kabelverlegung zur Energieversorgung eingeplant werden kann.

Gemal dem Grundsatzbeschluss des Verbandsgemeinderates Maifeld vom 28. September 2000
wurden flr bauliche Vorhaben im Feuerwehrbereich folgende Regeln zur Finanzierung
festgelegt:

1. Die Verbandsgemeinde als Tragerin des Brandschutzes beantragt beim Land
Rheinland-Pfalz eine Zuwendung nach den Planungs- und Kostenrichtwerten fiir den
Bau von Feuerwehrgeratehdusern des Ministeriums des Innern und fir Sport. Es wird
davon ausgegangen, dass ein Drittel der forderfahigen Kosten als Zuwendung gewahrt
werden.

2. Ein weiteres Drittel soll aus Eigenmitteln der Verbandsgemeinde Maifeld finanziert
werden.

3. Das letzte Drittel soll die Sitzgemeinde und die ortliche Feuerwehr durch Zuwendungen
oder Eigenleistungen aufbringen.

Demnach hatten die Ortsgemeinden Lonnig und Riiber sich mit insgesamt einem Drittel der
Kosten an der Finanzierung des Projekts zu beteiligen. Dabei muss beriicksichtigt werden, dass
die Kostenbeteiligung der beiden Gemeinden sich lediglich auf den Brandschutzbedarf beziehen
kann. Die zusatzlichen Kosten fiir die Einrichtung eines zentralen Standorts fiir den
Katastrophenschutz sind hiervon getrennt zu sehen, weil diese dem gesamten Maifeld zu Gute
kommen.



Der Ortsgemeinderat Lonnig hat in seiner Sitzung am 06.12.2018 bereits grundsatzlich der
Regelung zugestimmt. Dabei ist allerdings zu berlcksichtigen, dass seinerzeit lediglich der
Neubau des Feuerwehrgerdtehauses Lonnig die Grundlage fiir den Beschluss gebildet hat. Der
Sachverhalt wére daher im Ortsgemeinderat Lonnig erneut zu beraten.

Die Ortsgemeinde Riber ist bei einer entsprechenden Beschlussfassung durch den
Verbandsgemeinderat im weiteren Verlauf zu beteiligen.

Falls das Gremium grundsatzlich der Errichtung eines Feuerwehrgeratehauses Lonnig [ Riber,
wie im Sachverhalt dargestellt, zustimmt, schldgt die Verwaltung zunachst die Beauftragung
einer Machbarkeitsstudie vor. Damit einhergehend sollte Biirgermeister Maximilian Mumm
damit beauftragt werden, mit dem privaten Grundstilickseigentiimer Verhandlungen Uber einen
Erwerb, vorbehaltlich der noch zu erteilenden Genehmigungen, zu fiihren.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium stimmt grundsatzlich der Errichtung eines gemeinsam genutzten
Feuerwehrgeratehauses Lonnig [ Riiber auBerhalb der Ortslage an der L 112 zu. An dem Standort
soll zudem die Errichtung einer zentralen Einrichtung fiir den Katastrophenschutz der
Verbandsgemeinde Maifeld erfolgen.

Vor diesem Hintergrund stimmt das Gremium weiterhin der Beauftragung einer
Machbarkeitsstudie zu. Gleichzeitig wird Blirgermeister Maximilian Mumm beauftragt, mit dem
privaten Grundstiickseigentlimer, vorbehaltlich der hierzu noch zu erteilenden Genehmigungen,
in Verhandlungen einzutreten.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  [Vorl.-Nr. |einst. |mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/27
und 9/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |[Maifeld/27
Umweltausschuss 9/2022
Feuerwehrausschu |30.05.2022 [Maifeld/27
sS 9/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss
Feuerwehrausschuss

TOP-Nr.: 3 Vorstellung Machbarkeitsstudie Erweiterung Feuerwehrgeratehaus
Ochtendung (Maifeld/272/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Der Verbandsgemeinderat Maifeld hat in seiner Sitzung vom 24.06.2021 beschlossen, fiir die
Erweiterung des Feuerwehrgerdtehauses Ochtendung eine Machbarkeitsstudie erstellen zu
lassen.

Mit der Erstellung der Machbarkeitsstudie wurde das Architekturbliro Wilbert, Herr Architekt
Dipl.-Ing. (FH) Achim Wilbert, Koblenz, beauftragt. Dieser wird im Rahmen der Sitzung die
Ergebnisse der Studie prasentieren.

Fiir die Erweiterung und Ertiichtigung des Feuerwehrgerdtehauses Ochtendung ist mit Kosten in
Hohe von rd. 1.310.200,00 EUR zu rechnen.

Die Mittel fiir die Finanzierung der Erweiterung misste ebenfalls die Sitzgemeinde, die
Ortsgemeinde Ochtendung, zu einem Drittel aufbringen (vgl. auch Tagesordnungspunkt Nr. 2).
Der Ortsgemeinderat Ochtendung wird liber die Thematik voraussichtlich in seiner Sitzungsserie
im Juli beraten.

Beschlussvorschlag 1:
Das Gremium beschlieBt die Anhérung von Herrn Architekt Dipl.-Ing. (FH) Achim Wilbert als
Sachverstandigen im Sinne des § 35 GemO.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  [Vorl.-Nr. |einst. |mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/27
und 2/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/27
Umweltausschuss 2/2022
Feuerwehrausschu |30.05.2022 [Maifeld/27
ss 2/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Beschlussvorschlag 2:

Das Gremium nimmt die vorgestellte Planung zur Kenntnis und stimmt dieser zu. Die
Verwaltung wird beauftragt, die weiteren Schritte einzuleiten und die Planungsleistungen
auszuschreiben. Gleichzeitig wird Herr Blirgermeister Maximilian Mumm bevollméchtigt, das
mindestfordernde Planungsbiiro zu beauftragen.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/27
und 2/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/27
Umweltausschuss 2/2022
Feuerwehrausschu |30.05.2022 |Maifeld/27
ss 2/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss
Feuerwehrausschuss

TOP-Nr.: 4 Mitteilungen und Beantwortung von evtl. schriftlichen Anfragen
(Maifeld/258/2022)

offentlicher Teil

Folgende Mitteilungen wurden gegeben:




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 6 Sachstand zum  Baufortschritt an der Grundschule Ochtendung
(Maifeld/276/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Das Gewerk Elektroarbeiten wurde, nachdem bei der ersten 6ffentlichen Ausschreibung kein
wertbares Angebot vorlag, nochmals 6ffentlich ausgeschrieben. Leider wurde auch hierbei kein
wertbares Angebot abgegeben.

Da bereits zwei offentliche Ausschreibungen ohne Eingang von wertbaren Angeboten erfolgt
sind und die derzeit schwierigen wirtschaftlichen Gegebenheiten, Nachwirkungen der
pandemischen Lage und des Ukraine-Kriegs, bei einer erneuten 6ffentlichen Ausschreibung kein
annehmbares Ergebnis erwarten lieBen, wurde eine erneute Ausschreibung als ,Freihdandige
Vergabe" durchgefilihrt. Das Ergebnis hierzu lag zum Zeitpunkt der Vorlagenerstellung noch nicht
vor.

Nach Abschluss des Nachpriifverfahren wurde der Auftrag flir das Gewerk AuBenanlagen
zwischenzeitlich an den Zweitbieter, die Firma Werner Mohrs GmbH aus Andernach, erteilt.

Des Weiteren wurden die fachspezifischen Vergabeunterlagen fiir die Gewerke Trockenbau-,
Fenster- und Turarbeiten sowie fiir die Fassadenarbeiten an die Vergabestelle zur
Veroffentlichung Gbermittelt.

Die Ausschreibung [ Veroffentlichung der Abbrucharbeiten ist fiir Anfang Juni vorgesehen. In
Absprache mit der Schulleitung wird ein Baubeginn zu Beginn der Sommerferien angestrebt.

Beschlussvorschlag:
Das Gremium nimmt Kenntnis.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis SR (b=
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  |30.05.2022 |[Maifeld/27
und 6/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/27
Umweltausschuss 6/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 7 Errichtung einer Photovoltaikanlage auf der Grundschule St. Martin in
Ochtendung (Maifeld/269/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

In der Sitzungsrunde im September vergangenen Jahres wurde letztmalig lber die Errichtung
von Photovoltaik (PV) - Anlagen beraten. In der Zwischenzeit wurde die Dachstatik der
Grundschule St. Martin in Ochtendung Gberpriift, um das PV-Konzept weiter umzusetzen.

Das Ergebnis des Statikers zeigt, dass die Dachfliche der rechten Gebiudehilfte (Anbau) die
zusatzliche Last einer Photovoltaikanlage tragt. Auch befindet sich das Dach in einem guten

Zustand, sodass in den nachsten Jahren hier voraussichtlich keine Arbeiten anstehen.

Daher wird empfohlen, die Photovoltaikanlage auf der Grundschule Ochtendung gemaB
beiliegendem Entwurf umzusetzen.

Wichtigste Eckpunkte:

AnlagengroBe: 72 kWp
Speicher: 20 kW
Jahrliche Stromerzeugung der Anlage: 72.000 kWh
Jahrlicher Verbrauch im Gebaude: 42.000 kWh
Solarer Deckungsanteil: 67 %

CO2 Einsparung: 30.000 kg/Jahr
Investitionskosten: 123.000,00 EUR
Amortisationszeit: (bei einem Strompreis von 24,5ct/kWh) 16,5 Jahre
Einsparung lber die Amortisation hinaus in 20 Jahren Laufzeit: 33.000,00 EUR

Die Kosten in der Kalkulation wurden erhéht angesetzt, um die aktuelle Marktpreiserh6hung mit
zu beriicksichtigen. Des Weiteren wurde der Strompreis auf 24,5 ct / kWh angesetzt. Da dieser
momentan stark angestiegen ist, beglinstigt das die Amortisationszeit.

Beispiel: Bei einer Erh6hung auf 31 ct [ kWh (was ab Anfang nachsten Jahres mit Abschluss der
neuen Stromausschreibung sehr realistisch ist) wiirde sich die Amortisationszeit auf 13 Jahre
verkirzen und die Einsparungen auf 71.0000,00 EUR ansteigen.

Abseits von der Wirtschaftlichkeit der Anlage wird durch die o.g. CO2 Einsparung auch etwas
Gutes in Richtung Energiewende, Energieunabhdngigkeit und Klimaschutz getan und ist aus
Sicht der Verwaltung nur zu empfehlen.



Finanzielle Auswirkungen:

Unter der Buchungsstelle 950/21105-096000-30-2 stehen Haushaltsmittel in H6he von
350.000,00 EUR fiir die Umsetzung des Klimaschutzteilkonzeptes (PV + Anlaufbetrag
Heizungserneuerung) zur Verfiigung.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt die Umsetzung der Photovoltaikanlage auf der Grundschule St. Martin
in Ochtendung. Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Planungsleistungen an ein
Planungsbiiro zu vergeben und mit Fertigstellung der Ausschreibungsunterlagen durch das
Planungsbiiro das Ausschreibungsverfahren einzuleiten. Herr Blirgermeister Maximilian Mumm
wird bevollmachtigt, das wirtschaftlichste Ergebnis der Ausschreibung zu beauftragen.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein [Enth. |w.BV [abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/26
und 9/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 [Maifeld/26
Umweltausschuss 9/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und
Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 8 Errichtung einer Photovoltaikanlage auf dem Verwaltungsgebaude der
Verbandsgemeinde und Klimatisierung des Rathauses (Maifeld/275/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt 1:

In der Sitzungsrunde im September vergangenen Jahres wurde letztmalig lber die Errichtung
von Photovoltaik (PV) - Anlagen beraten. In der Zwischenzeit wurde die Umsetzung der Anlage
auf dem Verwaltungsgebdaude mit der Unterstiitzung eines Planungsbiiros, das nach § 8 der
Hauptsatzung beauftragt wurde, liberprift.

Das Ergebnis der Uberpriifung zeigt, dass die Investitionskosten aufgrund der Dacheindeckung
und des Aufbaus des Verwaltungsgebiudes hoch sind (z. B. durch Geriistkosten bei der
Montage), die Investition aber trotzdem wirtschaftlich ist, da der Eigenverbrauch des
produzierten Sonnenstroms sehr hoch ist.

Wichtigste Eckpunkte:

AnlagengroBe: 46 kWp
Speicher: 30 kW
Jahrliche Stromerzeugung der Anlage: 45.000 kWh
Jahrlicher Verbrauch im Gebaude: 82.000 kWh
Solarer Deckungsanteil: 40 %

CO2 Einsparung: 20.000 kg/Jahr
Investitionskosten: 101.000,00 EUR
Amortisationszeit: (bei einem Strompreis von 24,5ct/kWh) 15 Jahre
Einsparung lber die Amortisation hinaus in 20 Jahre Laufzeit: 42.000,00 EUR

Die Kosten der Investition wurden konservativ angesetzt, um die aktuelle Marktpreiserhhung zu
beriicksichtigen. Des Weiteren wurde der Strompreis auf 24,5 ct [ kWh angesetzt. Da es zurzeit
zu einem starken Anstieg des Strompreises kommt, begiinstigt dies die Amortisationszeit.

Beispiel: Bei einer Erh6hung des Strompreises auf 31 ct [ kWh wiirde sich die Amortisationszeit
auf 11 Jahre verkiirzen und die Einsparungen auf rd. 100.0000,00 EUR ansteigen.

Abseits von der Wirtschaftlichkeit der Anlage wird durch die o.g. CO2 Einsparung auch etwas
Positives bezlglich der Energiewende, Energieunabhédngigkeit und Klimaschutz vollzogen und ist
aus Sicht der Verwaltung nur zu empfehlen.

Die statische Untersuchung der Dachflachen wurde nach § 8 der Hauptsatzung beauftragt und
ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Wenn das Ergebnis der Untersuchung positiv ausfallt, kann
die Anlage errichtet werden. Hierzu ist es notwendig, aufgrund des Denkmalschutzes (altes
Rathaus), einen Bauantrag bei der Kreisverwaltung zu stellen.



Sachverhalt 2:

In der Sitzung des Verbandsgemeinderates vom 12.09.2019 wurde die Ausschreibung der
Planungsleistungen fiir die Klimatisierung beschlossen. Hier sollten zuvor die Einfliisse des
Klimaschutzteilkonzeptes mit einflieBen.

Das Klimaschutzteilkonzept betrachtet die Klimatisierung nicht, daher wurde verwaltungsseitig
mit Unterstlitzung eines Planungsbiiros ein Konzept entwickelt, um zukunftsweisend zu agieren.

Bestand:

Im Bestand zur Kiihlung des Rathauses sind derzeit zwei Gerdte. Eine Gas-
Absorptionswarmepumpe und eine Multi-Split Anlage. Die Anlagen stammen aus den Jahren
2003 und 2011. Die Gas-Absorptionswarmepumpe kiihlt derzeit die Erweiterung des Westflligels
(2. 0G) und unterstiitzt im Winter die Gasheizung des Gebdudes. Die Multi-Split Anlage kiihlt
die Erweiterung des Ostfliigels (2. 0G, nachgeriistet im Jahre 2011) und vereinzelt Rdume des
Verwaltungsgebdudes (unter anderem Serverraum, Biirgerbiiro, Biirgermeisterbiiro). Die Gas-
Absorptionswarmepumpe fallt derzeit ca. einmal jahrlich aus. Die Problematik hierbei ist, dass
der damalige (italienische) Hersteller keine Niederlassung (mehr) in Deutschland hat und somit
fur die Verwaltung zwecks Reparaturen nicht mehr zur Verfligung steht. Andere
Fachunternehmen konnten die Pumpe bisher zwar wieder in Gang setzen, den Fehler aber nicht
beheben.

Ein weiteres Problem ist, dass an Teilen der Verwaltung kein sommerlicher Warmeschutz
vorhanden ist (Denkmalschutz). Die sommerlichen Trocken- und Hitzephasen haben in den
vergangenen Jahren zugenommen. Es ist davon auszugehen, dass sich dies in Zukunft aufgrund
der Klimaerwdrmung weiter fortsetzt. So wird in der Verwaltung im Sommer regelmaBig die
nach Arbeitsstattenverordnung maximal zuldssige Temperatur von 30 Grad Celsius in den
Biirordumen uberschritten. Ab 35 Grad Celsius darf ein Bliroraum nicht mehr genutzt werden.

Konzept und Losung:

Mittels einer Kompressionswarmepumpe kann die Kiihlung der alten Bestandsanlagen und
weiterer Verwaltungsraume erfolgen. Angedacht ist hier, dass die gesamten Biirordaume sowie
der Ratssaal gekiihlt werden konnen. Auch ist es unter Zustimmung und Beteiligung der Stadt
Polch mdglich, die Anlage bis ins Stadthaus zu integrieren, da das Verwaltungsgebaude
maoglicherweise in Zukunft in diese Richtung erweitert wird. Dabei ist die Nutzung der Anlage im
Betrieb nicht von einer klassischen Klimaanlage zu unterscheiden. Das Investment betrdagt dabei
400.000,00 EUR zzgl. Architektenleistungen |/ Planungskosten. Weitere Synergien der Anlage
kdnnen zusatzlich genutzt werden, denn die Anlage ist aufgrund der Warmepumpentechnologie
imstande, die Heizung im Winter zu entlasten. So kann im Winter durch die LeistungsgroBe der
Anlage auch die Grundlast der Heizung gedeckt werden, sodass die Gasheizung der Verwaltung
nur zum Einsatz kommt, wenn die Temperaturen im Winter zu niedrig werden
(Spitzenlastabdeckung). Dies fiihrt zu einer drastischen Senkung des Gasverbrauchs: rund
4,000 m3 (40.000 kWh) durch den Ersatz der Gas-Absorptionswdrmepumpe und weitere
12.000 m3 (120.000 kWh) Gas durch die Entlastung der Gasheizung (das Prinzip dhnelt dem der
Hybridanlage in der Grundschule Welling). Die Warmepumpe hat einen héheren Wirkungsgrad
als die Bestandsanlagen und elektrifiziert die Kiihlung vollstandig und die Heizung weitgehend.
Natiirlich steigt durch die Elektrifizierung der Stromverbrauch innerhalb der Verwaltung. Durch
die geplante Photovoltaikanlage wird dem entgegengewirkt. Da klassischerweise die Kiihlung
angeschaltet wird, wenn es drauBen am warmsten | sonnigsten (Sommer) ist, wird hier nahezu
kein Mehrbezug aus dem Stromnetz erwartet, sondern eine Erhhung des Eigenverbrauchs des
selbst erzeugten Sonnenstroms der Photovoltaikanlage.



Aufgrund der baulichen Verdnderung ist auch bei dieser UmbaumaBnahme die Beantragung
einer Baugenehmigung erforderlich. Diese soll zusammen mit der Errichtung der PV-Anlage
beantragt werden.

Klimaschutz:

Durch die drastische Senkung des Gasverbrauchs und die Effizienzsteigerung durch die
Elektrifizierung der Anlage kann von einer Reduzierung der CO2-Emissionen in Hdéhe von
26.000 kg CO2 pro Jahr ausgegangen werden. Das wiirde mit der PV-Anlage zusammen zu
Gesamteinsparungen in Héhe von rd. 46.000 kg pro Jahr fiihren (Reduzierung der
Gesamtemissionen um rd. 60%). Da der Anteil der erneuerbaren Energien im deutschen
Strommix in Zukunft ansteigt, wird der Klimaschutzaspekt der Warmepumpe immer groBer.

Forderung:

Die MaBnahmen zur Umsetzung der Kiihlung und des Heizens des Gebdudes werden
grundsitzlich vom Bundesamt fir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in der
Bundesforderung fiir effiziente Gebdude (BEG) gefdordert. Dabei konnen die MaBnahmen zur
Heizungsunterstiitzung bis zu 35% gefordert werden und die MaBnahmen zur Kiihlung mit bis
zu 20%.

Zeitlicher Ablauf:

Der Verwaltungsablauf soll wahrend der UmbaumaBnahmen mdglichst nicht beeinflusst werden,
folglich ist es hier angedacht, Bauabschnittsweise zu arbeiten. Als erste MalBnahme soll der
Ratssaal hergerichtet werden, so kann dieser als eine Art ,GroBraumbiro" wahrend der
Umbauphase im jeweiligen Gebaudeteil fungieren. Dies kommt auch der Umbauphase des
Birgerbliros zugute, da das Biirgerbiiro auch in den Ratssaal ausweichen muss, wenn die
UmbaumaBnahmen dort beginnen. Grundsatzlich soll diese MaBnahme vor dem Umbau des
Biirgerbiiros vollstandig abgeschlossen sein.

Finanzielle Auswirkungen:

Unter der Buchungsstelle 950/11410-096000-30-11 stehen Haushaltsmittel in H6he von
150.000,00 EUR fiir die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf dem Verwaltungsgebdude zur
Verfligung.

Fir ~die Umsetzung der Klimatisierung steht ein  Anlaufbetrag fiir die
Planungskosten/Architektenleistungen im Haushalt bereit.

Beschlussvorschlag 1:

Das Gremium beschlieBt die Errichtung der Photovoltaikanlage auf dem Verwaltungsgebaude.
Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Planungsleistungen an ein Planungsbiiro zu
vergeben und Ausschreibungsverfahren durchzuflihren. Herr Blirgermeister Maximilian Mumm
wird bevollmachtigt, das wirtschaftlichste Ergebnis der Ausschreibung zu beauftragen.

Etwaige Antridge:




Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis elims =
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/27
und 5/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/27
Umweltausschuss 5/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund

Beschlussvorschlag 2:

Das Gremium nimmt den Sachstand der Klimatisierung des Ratssaales und weiterer Biiros der
Verbandsgemeindeverwaltung zur Kenntnis und stimmt in Ergdnzung zum Beschluss vom
12.09.2019 einer Erweiterung der MaBnahme zur Heizungsunterstiitzung zu.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis dine b=
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  |30.05.2022 |[Maifeld/27
und 5/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/27
Umweltausschuss 5/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und
Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 9 Errichtung von Ladeinfrastruktur auf dem Hans-Baulig-Platz in Polch
(Maifeld/278/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Die Verwaltung ist angehalten, den Ausbau der Ladeinfrastruktur auf dem Maifeld voran zu
bringen, um bei der Energiewende aktiv mitzuwirken. Da die E-Mobilitdt offensichtlich immer
mehr an Zuwachs erhélt ist es notwendig, die Ladeinfrastruktur an den Zuwachs anzupassen.
Dazu wurde im vergangenen Jahr ein Forderantrag bei der Bundesanstalt fir
Verwaltungsdienstleistungen gestellt, um am Hans-Baulig-Parkplatz in Polch den Ausbau von
vier weiteren offentlichen Ladepunkten zu ermdglichen.

Der Forderantrag wurde zwischenzeitlich, unter der Voraussetzung, dass die Errichtung noch
innerhalb diesen Jahres abgeschlossen ist, bewilligt. Die Forderquote des Bewilligungsbescheids
betragt hier 80% bis zu einem Maximalbetrag von 26.000,00 EUR.

Die Verwaltung ist an Unternehmen zur Angebotserstellung herangetreten, aber nur die
Westenergie konnte die Errichtung in diesem Jahr noch zusagen. Grund dafiir sind die
derzeitigen Lieferengpasse. Die Westenergie bietet die Errichtung (Netzanschluss + Ladesdulen
mit je 22kW Leistung pro Anschlusspunkt) als Komplettpaket an, die Kosten dafiir betragen
insgesamt 26.835,45 EUR. Somit betragen die voraussichtlichen Férdermittel 21.344,60 EUR und
der Eigenanteil 5.490,85 EUR.

Der Betrieb, die Betriebsfiihrung, die Wartung und die Serviceleistungen der Ladesiule (wie z.B.
eine 24h Hilfe Hotline") sollen zusatzlich an die Westenenergie lbertragen werden. Diese
Leistungen konnen nicht von der Verwaltung erbracht werden. Diese Leistung sind nicht
forderfahig und kosten zusatzlich 65,00 EUR pro Ladesdule und Monat. Die Einnahmen durch die
Nutzung erhalt die Verwaltung und stehen den Ausgaben sowie der Abschreibung gegeniiber.

Die Ladesaulen sollen auf dem Grundstiick des ehemaligen Biirgermeisterhauses errichtet
werden, sodass sie fiir vier der sechs Parkplatze zur Verfiigung stehen (siehe Ausschnitt unten).
Fiir den Netzanschluss sollen keine Bitumenschichten des Hans-Baulig-Platz ge6ffnet werden.
Der Netzanschluss wird so realisiert, dass es in Zukunft ohne groBen Aufwand mdoglich ist,
weitere Ladepunkte nachzurlsten.
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Finanzielle Auswirkungen:

Unter der Buchungsstelle 950-11410-073000-30-11 stehen Haushaltsmittel fiir die Errichtung
in Hohe von 25.000,00 EUR zur Verfiigung.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt die Errichtung der Ladesaulen auf dem Hans-Baulig-Platz in Polch. Herr

Burgermeister Maximilian Mumm wird bevollmachtigt,

anzunehmen.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

das Angebot der Westenergie

Abstimmungsergebnis

ohne Ab-

stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. (w.BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  |30.05.2022 [Maifeld/27
und 8/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 [Maifeld/27
Umweltausschuss 8/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und
Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 10  Dringliche Erneuerung der Heizungsanlage in der Grundschule Welling
(Maifeld/255/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Im Friihjahr dieses Jahres ist die aus dem Jahre 1983 stammende Heizungsanlage der
Grundschule Welling ausgefallen. Bei der Instandsetzung durch ein Fachunternehmen wurde der
Hinweis gegeben, dass die Wahrscheinlichkeit hoch ist, dass die Heizungsanlage den
kommenden Winter nicht mehr ,schaffen” wird. Folglich ist hier aufgrund des Alters der Anlage
und des drohenden Wiederausfalls dringender Handlungsbedarf gegeben.

Die Verwaltung hat kurzerhand gemadB & 8 der Hauptsatzung das Planungsbiiro Witec aus
Ochtendung beauftragt, eine Machbarkeitsstudie fiir die Heizungserneuerung zu erstellen, die
die aktuelle Marktsituation bzgl. langer Lieferzeiten beriicksichtigen soll.

Die Machbarkeitsstudie wurde fertiggestellt und liegt anbei. (Hinweis: Zusammenfassung letzte
Seite)

Die Verwaltung empfiehlt die Variante 4 der Hybridanlage (Warmepumpe & Gasbrennwertgerat).
Zwar sind fiir diese Variante die Errichtungskosten und die Kosten in der Betriebslaufzeit etwas
hoher als bei der giinstigsten Variante 1 (Gas), aber aufgrund des derzeitigen Kriegs und der
damit verbundenen Unsicherheit auf dem Energiemarkt (Entwicklung des Gaspreises), kann sich
dies schnell dndern und spricht gegen die ,Gas Variante". Bei der Funktionsweise der
Hybridanlage wird schatzungsweise 80 % Warmeenergie aus der Warmepumpe geliefert und 20
% aus der Gasheizung. Wenn die Warmepumpe in einen Temperaturbereich kommt, in dem
diese unwirtschaftlich arbeitet, unterstiitzt die Gasheizung, um die hohen Temperaturen
wirtschaftlich zu bewerkstelligen. Dies ist an besonders kalten Tagen erforderlich. Der Anteil der
Gasheizung wird sich in Zukunft voraussichtlich verringern, da bei Sanierungen an der Schule
energetische Verbesserungen erzielt werden (z. B. Ddmmung der obersten Geschossdecke -
Austausch der Fenster). Dadurch sinken die Heiztemperaturen, die bendtigt werden, um das
Gebdude zu erwarmen. Das spricht klar fiir die Warmepumpentechnologie. Aus Sicht des
Klimaschutzes verursacht eine Warmepumpe derzeit weniger als die Halfte an CO2 Emissionen
gegenliber einer Gasheizung, dabei sinkt der Wert kontinuierlich durch den Ausbau der
erneuerbaren Energien.

Im Kostenvergleich (in 15 Jahren (siehe Machbarkeitsstudie Seite 17)) liegt die Pelletheizung
nahezu gleichauf mit der Hybridanlage, wird aber verwaltungsseitig und vom Planungsbiiro
nicht empfohlen, da das Pelletlager, um korrekt dimensioniert zu werden, aul3en aufgestellt
werden miisste, was die Sicht aus dem Klassenraum sowie den Platz der Kinder zum Spielen zu
stark einschrankt (siehe Tank in der Machbarkeitsstudie Seite 11).



Weitere Vorgehensweise:

Das Planungsunternehmen Witec wird nach Vorberatung durch den Ausschuss gemal3 § 8 der
Hauptsatzung beauftragt, die Ausschreibungsunterlagen zu der gewdahlten Variante zu erstellen.
Mit Beschlussfassung durch den Verbandsgemeinderat kann somit unmittelbar mit dem
Ausschreibungsverfahren begonnen werden, um sicherzustellen, dass vor der Heizperiode
2022/2023 die Heizungserneuerung umgesetzt ist. Das Ergebnis des Ausschreibungsverfahrens
wird dem Gremium mitgeteilt.

Finanzielle Auswirkungen:

Fiir die Erneuerung der Heizungsanlage stehen keine Haushaltsmittel zur Verfligung, folglich
muss flir die Umsetzung eine auBerplanmadBige Ausgabe beschlossen werden, die die
Investitionskosten, Nebenkosten und Planungskosten umfasst.

Forderung:
Die Beantragung von Fordermitteln ist liber das Bundesamt flir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

(BAFA) im Forderprogramm der Bundesforderung fiir effiziente Gebdude - EinzelmaBnahmen
(BEG EM) mdglich. Die Férderquote richtet sich nach den verschiedenen Heizungstypen.

Beispiel:

Fiir die Variante vier betragt die Forderquote der Umsetzung 30 %. Hinzu kommen 50 % fiir die
Baubegleitung / Bauplanung des Planungsbiiros (siehe Seite 16 der Machbarkeitsstudie - Die
Kosten fiir die Planungsleistungen sind nicht mit aufgefiihrt).

Somit betragen die Gesamtkosten flir die Erneuerung gemafB Variante vier rd. 70.500,00 EUR.
Die Forderung betragt voraussichtlich rd. 25.000,00 EUR, somit liegt der Eigenanteil bei
45.500,00 EUR.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt die Heizungserneuerung gemal3 der

[ ]  Variante 1 (Gasheizung)

|:| Variante 2 (Pelletheizung)

[ ] Variante 3 (Wéarmepumpe)

|:| Variante 4 (Hybridanlage Warmepumpe & Gas)

durchzufiihren und stimmt der auBerplanmaBigen Ausgabe zu. Die Verwaltung wird beauftragt,
das Ausschreibungsverfahren durchzufiihren. Herr Blirgermeister Maximilian Mumm wird
bevollmachtigt, das Ausschreibungsergebnis an den wirtschaftlichen Bieter zu vergeben, um den
Betrieb der Schule sicherzustellen.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis el A=
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/25
Umweltausschuss 5/2022
Haupt-, Finanz- 30.05.2022 |Maifeld/25
und 5/2022

Personalausschuss

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 11 Aktueller Sachstand zur Gefahrenverhiitungsschau vom 21.01.2022 an der
Grundschule Miinstermaifeld (Maifeld/254/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

GemadB Beschluss des Verbandsgemeinderates Maifeld am 10.03.2022 wurde das
Architekturbliro Achim Wilbert aus Koblenz mit den Architektenleistungen LPH 1 - 4, fiir die
erforderliche Brandschutzsanierung in der Grundschule Miinstermaifeld beauftragt.

Zurzeit werden durch das Architekturbiiro Wilbert die Baugesuchsunterlagen, sowie eine
Kostenschatzung erstellt.

Der aktuelle Zeitplan sieht vor, dass das Sanierungskonzept und die voraussichtlichen Baukosten
in der ndachsten Sitzung des Verbandsgemeinderates Maifeld vorgestellt werden.

Beschlussvorschlag:
Das Gremium nimmt Kenntnis.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  [Vorl.-Nr. |einst. |mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/25
und 4[2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/25
Umweltausschuss 4[2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 12 Mitteilung (iber das Ergebnis der Gefahrenverhiitungsschau durch die
Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz an der
Grundschule Lonnig (Maifeld/251/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Am 24.02.2022 hat in der Grundschule Lonnig eine Gefahrenverhiitungsschau durch die
Brandschutzdienststelle  der  Kreisverwaltung ~ Mayen-Koblenz  stattgefunden.  Die
Brandverhiitungsschau ist eine MaBnahme des vorbeugenden Brandschutzes und beinhaltet die
regelmaBige Uberwachung (alle 5 Jahre) von Gebiuden, die wegen ihrer Nutzung besonders
brandgefahrdet sind oder in denen im Brandfall eine gréBere Zahl von Personen gefdhrdet ist.

Das Protokoll der Gefahrenverhiitungsschau ist als Anlage beigefiigt. Die festgestellten Mangel
sind kurzfristig, moglichst bis zum 01.06.2022, zu beseitigen.

GemdB §& 85 Abs. 1 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) kann die
Bauaufsichtsbehorde bei bestehenden Anlagen sowie anderen Anlagen und Einrichtungen im
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 LBauO nachtragliche Anforderungen stellen, wenn diese zur Abwehr
von erheblichen Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit, insbesondere fiir Leben und Gesundheit
erforderlich ist.

Fiir die brandschutztechnische Ertlichtigung der Grundschule Lonnig ist nach LBauO eine
Baugenehmigung erforderlich. Der erforderliche Bauantrag wurde bereits durch das
Architekturbiiro Rainer Dumont, Ochtendung, erstellt und bei der unteren Bauaufsichtsbehorde
am 30.03.2022 eingereicht.

Die Kosten fiir die brandschutztechnische Ertiichtigung der Grundschule Lonnig werden
verwaltungsseitig auf rd. 23.000,00 EUR geschatzt.

Finanzielle Auswirkungen:
Im Haushalt 2022 stehen bei der Buchungsstelle 21101.523110 Mittel in Hohe von
17.615,81 EUR zur Verfligung. Eine tiberplanmaBige Mittelbereitstellung ist erforderlich.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt, die brandschutztechnische Ertlichtigung der Grundschule Lonnig
durchzufiihren. Herr Blrgermeister Maximilian Mumm wird bevollmachtigt, die erforderlichen
Arbeiten zu beauftragen. Gleichzeitig wird die liberplanmaBige Mittelbereitstellung genehmigt.

Etwaige Antridge:




Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis elims =
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/25
und 1/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/25
Umweltausschuss 1/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 13 Mitteilung (iber das Ergebnis der Gefahrenverhiitungsschau durch die
Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz an der
Grundschule Welling (Maifeld/252/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Am 22.03.2022 hat in der Grundschule Welling eine Gefahrenverhiitungsschau durch die
Brandschutzdienststelle  der  Kreisverwaltung ~ Mayen-Koblenz  stattgefunden.  Die
Brandverhiitungsschau ist eine MaBnahme des vorbeugenden Brandschutzes und beinhaltet die
regelmaBige Uberwachung (alle 5 Jahre) von Gebiuden, die wegen ihrer Nutzung besonders
brandgefahrdet sind oder in denen im Brandfall eine gréBere Zahl von Personen gefdhrdet ist.

Das Protokoll der Gefahrenverhiitungsschau ist als Anlage beigefiigt. Die festgestellten Mangel
sind kurzfristig, moglichst bis zum 01.09.2022, zu beseitigen.

GemdB §& 85 Abs. 1 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) kann die
Bauaufsichtsbehorde bei bestehenden Anlagen sowie anderen Anlagen und Einrichtungen im
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 LBauO nachtragliche Anforderungen stellen, wenn diese zur Abwehr
von erheblichen Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit, insbesondere fiir Leben und Gesundheit
erforderlich ist.

Die Kosten fiir die brandschutztechnische Ertiichtigung der Grundschule Welling werden
verwaltungsseitig auf rd. 28.500,00 EUR geschatzt.

Finanzielle Auswirkungen:
Im Haushalt 2022 stehen bei der Buchungsstelle 21103.523110 Mittel in Hohe von
3.316,14 EUR zur Verfligung. Eine lUberplanmaBige Mittelbereitstellung ist erforderlich.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt, die brandschutztechnische Ertlichtigung der Grundschule Welling
durchzufiihren. Herr Blirgermeister Maximilian Mumm wird bevollmachtigt, die erforderlichen
Arbeiten zu beauftragen. Gleichzeitig wird die liberplanmaBige Mittelbereitstellung genehmigt.

Etwaige Antrige:




Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis elims =
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/25
und 2/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/25
Umweltausschuss 2/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 14  Mitteilung (ber das Ergebnis der Gefahrenverhiitungsschau durch die
Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz an der
Grundschule Mertloch (Maifeld/253/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Am 22.03.2022 hat in der Grundschule Mertloch eine Gefahrenverhiitungsschau durch die
Brandschutzdienststelle  der  Kreisverwaltung ~ Mayen-Koblenz  stattgefunden.  Die
Brandverhiitungsschau ist eine MaBnahme des vorbeugenden Brandschutzes und beinhaltet die
regelmaBige Uberwachung (alle 5 Jahre) von Gebiuden, die wegen ihrer Nutzung besonders
brandgefahrdet sind oder in denen im Brandfall eine gréBere Zahl von Personen gefdhrdet ist.

Das Protokoll der Gefahrenverhiitungsschau ist als Anlage beigefiigt. Die festgestellten Mangel
sind kurzfristig, moglichst bis zum 01.09.2022, zu beseitigen.

GemdB §& 85 Abs. 1 der Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) kann die
Bauaufsichtsbehorde bei bestehenden Anlagen sowie anderen Anlagen und Einrichtungen im
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 LBauO nachtragliche Anforderungen stellen, wenn diese zur Abwehr
von erheblichen Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit, insbesondere fiir Leben und Gesundheit
erforderlich ist.

Fiir die brandschutztechnische Ertlichtigung der Grundschule Mertloch ist nach LBauO eine
Baugenehmigung erforderlich. Der erforderliche Bauantrag wird zurzeit durch das
Architekturbiiro Bertram & Hein, Kaisersesch, erarbeitet.

Die Kosten fiir die brandschutztechnische Ertiichtigung der Grundschule Mertloch werden
verwaltungsseitig auf rd. 93.000,00 EUR geschatzt.

Finanzielle Auswirkungen:
Im Haushalt 2022 stehen bei der Buchungsstelle 21104.523110 Mittel in Hohe von
32.540,43 EUR zur Verfiigung. Eine iiberplanmaBige Mittelbereitstellung ist erforderlich.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt, die brandschutztechnische Ertiichtigung der Grundschule Mertloch
durchzufiihren. Herr Blrgermeister Maximilian Mumm wird bevollmachtigt, die erforderlichen
Arbeiten zu beauftragen. Gleichzeitig wird die liberplanmaBige Mittelbereitstellung genehmigt.

Etwaige Antrige:




Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis elims =
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/25
und 3/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/25
Umweltausschuss 3/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 15  Uberpriifung von Ingenieurbauwerken nach DIN 1076 (Maifeld/234/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt 1:

GemaB der DIN 1076 miissen Ingenieurbauwerke alle sechs Jahre einer ,Hauptuntersuchung”
sowie einer ,Einfachen Untersuchung” im Rhythmus von drei Jahren unterzogen werden. Dies
dhnelt der TUV Priifung eines PKW's und soll bei Bauwerken friihzeitig auf Méngel aufmerksam
machen, um Unfédllen und Gefdhrdungen durch die Bauwerke vorzubeugen und
InstandhaltungsmaBBnahmen rechtzeitig aufzuzeigen.

Die letzte Hauptuntersuchung erfolgte 2009. Seitdem sind weitere Bauwerke hinzugekommen,
von denen erst im Laufe der Zeit Kenntnis erlangt worden ist. Der Maifelder Rad- und
Wanderweg ist bis auf das Nettetalviadukt und einer weiteren Briicke seit der Ubernahme der
ehemaligen Bahnstrecke noch nicht tberpriift worden.

Die Verbandsgemeinde Maifeld hat die Unterhaltungslast der Briicken (12 Stiick) und Tunnel
(2 Stlick) des Maifelder Rad- und Wanderweges, die nicht mit einer hoheren klassifizierten
StraBe kreuzen und drei Briicken auf einem Wanderweg/Traumpfad nahe der Burg Pyrmont.

Folglich sollen alle Bauwerke in der Verbandsgemeinde Maifeld untersucht werden. Dazu
wurden vier Angebote eingeholt. Das Nettetalviadukt wird separat betrachtet (siehe Sachverhalt
2), da dort durch die GréBe des Bauwerks (und Denkmalschutz) ein erheblicher Mehraufwand
betrieben werden muss und somit besondere Geratschaften notwendig sind.

Die Angebote verstehen sich als Komplettpaket und werden somit Gesamtwirtschaftlich fiir alle
Bauwerke in der Verbandsgemeinde Maifeld betrachtet.

Das Paket beinhaltet die oOrtliche Erfassung der Bauwerksgeometrie und die Erstellung einer
.CAB-Datei" in SIB-Bauwerke (deutschlandweites Standardbauwerksprogramm) sowie die
Durchfiihrung der Hauptpriifung entsprechend DIN 1076. Die Erstellung der CAB-Datei ist bei
der Erstaufnahme notwendig und versteht sich als digitales Bauwerksbuch in dem das Bauwerk
mit allen Mangeln, Schaden und Reparaturen erfasst wird. Dies reduziert in Zukunft die Kosten,
da die Bauwerke nicht immer neu erfasst und ausgemessen werden miissen.

Bruttopreise

Bieter 1: TUV Rheinland Industrie Service GmbH, Koblenz 35.719,04 EUR
Bieter 2: 73.422,99 EUR
Bieter 3: 77.772,45 EUR
Bieter 4: 79.270,66 EUR

Fir die Bauwerke in Unterhaltungslast der Verbandsgemeinde Maifeld (ohne Viadukt) ergibt sich
der Betrag / der Anteil des Mindestbietenden in Hohe von 19.354,16 EUR.



Hinweis:

Die Beauftragung erfolgt nur, wenn die Verbandsgemeinde und alle betroffenen Gemeinden
(Gering, Kollig, Miinstermaifeld, Ochtendung, Pillig, Polch, Riber und Trimbs) dem Gesamtpaket
zustimmen. Wir gehen von einer Zustimmung aus, da sonst die Kosten fiir die einzelnen
Bauwerke als gesonderte Untersuchung erhebliche Kostensteigerungen mit sich bringen wiirden.

Sachverhalt 2 - Nettetalviadukt:
Wie oben beschrieben wird beim Nettetalviadukt aufgrund des Denkmalschutzes und der GrdBe
der damit verbundene Mehraufwand separat betrachtet

Das Nettetalviadukt wurde 2016 im Rahmen einer Hauptuntersuchung tberpriift. Eine Einfache
Untersuchung ist 2019 nicht erfolgt.

Die Unterhaltung erfolgt gemaB der Vereinbarung mit der Stadt Mayen durch die
Verbandsgemeinde Maifeld. Die Kosten fiir die Unterhaltung werden aber anteilig am Bauwerk
bis zur Gemarkungsgrenze geteilt. Sprich, der Verbandsgemeinde Maifeld obliegen 62,9 % und
der Stadt Mayen 37,1 % an jeglichen Kosten.

Fiir die Uberpriifung wurden vier Angebote eingeholt.

Bruttopreise

Bieter 1: TUV Rheinland Industrie Service GmbH, Koblenz 8.938,09 EUR

Bieter 2: 30.456,24 EUR
Bieter 3: 32.540,55 EUR
Bieter 4: 33.260,50 EUR

Nach dem oben genannten Schliissel der Vereinbarung mit der Stadt Mayen liegt der Eigenanteil
somit bei 5.622,06 EUR.

Finanzielle Auswirkungen: )
Im Haushalt der Verbandsgemeinde steht flir die Uberpriifung der Ingenieurbauwerke
75.000,00 EUR zur Verfiigung.

Der Gesamtbetrag (Eigenanteil) beider MaBnahmen fiir die Verbandsgemeinde Maifeld betragt
24.976,22 EUR.

Beschlussvorschlag 1:

Das Gremium beschlieBt die Uberpriifung der Ingenieurbauwerke nach DIN 1076. Herr
Birgermeister Maximilian Mumm wird bevollmachtigt, den Auftrag an die mindestbietende
Firma, TUV Rheinland Industrie Service GmbH aus Koblenz, zu vergeben.

Etwaige Antridge:




Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ST
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein [Enth. |w.BV [abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 |Maifeld/23
und 4[2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/23
Umweltausschuss 4/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund

Beschlussvorschlag 2:

Das Gremium beschlieBt die Uberpriifung des Nettetalviadukts nach DIN 1076. Herr
Birgermeister Maximilian Mumm wird bevollméchtigt, den Auftrag an die mindestbietende
Firma, TUV Rheinland Industrie Service GmbH aus Koblenz, zu vergeben.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis s (b=
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 |Maifeld/23
und 4/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/23
Umweltausschuss 4/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 16  Aufhebung 30. Anderung des Flichennutzungsplanes - Neudarstellung einer
Wohnbaufliche in der Stadt Polch, Stadtteil Nettesiirsch (Maifeld/245/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:
In seiner Sitzung am 18.06.2015 hat der Verbandsgemeinderat den Aufstellungsbeschluss zur
30. Anderung des Flachennutzungsplanes gefasst.

Hintergrund der Anderung war die geplante Neudarstellung einer Wohnbaufliche auf dem
Gelande der aufgegebenen Schiefergrube Margareta in der Stadt Polch, Stadtteil Nettesiirsch
(Privatvorhaben).

Der der Planung zugrundeliegende Bebauungsplan ,Ehemalige Grube Margareta" wurde im
Verfahren nach § 13 b BauGB aufgestellt. Demnach bedarf es keiner formalen Entwicklung aus
dem Flachennutzungsplan.

Im beschleunigten Verfahren kann der Bebauungsplan gemaB § 13 b Abs. 2 Nr. 2 BauGB von den
Darstellungen des Flachennutzungsplanes abweichen, sofern die geordnete stddtebauliche
Entwicklung des Gemeindegebietes nicht beeintrachtigt wird. Der Flachennutzungsplan ist
anschlieBend im Wege der Berichtigung anzupassen.

Die Betreibung des entsprechenden Verfahrens zur Anderung des Flachennutzungsplanes ist
somit nicht notwendig. Das Anderungsverfahren kann aufgehoben werden.

Beschlussvorschlag: )
Das Gremium stimmt der Aufhebung des Verfahrens zur 30. Anderung des
Flachennutzungsplanes zu.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  [Vorl.-Nr. |einst. |mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss

Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/24
und 5/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 [Maifeld/24
Umweltausschuss 5/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Bau- und Umweltausschuss

TOP-Nr.: 17 32. Anderung des Flichennutzungsplanes (Maifeld/271/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 4

Sachverhalt:

Die Verbandsgemeinde Maifeld betreibt zurzeit das Verfahren der 32. Anderung des
Flichennutzungsplanes. Bestandteil dieser Anderung war urspriinglich die Darstellung von
Wohnbaufldchen am siidlichen Stadtrand der Stadt Polch, in der Ortsgemeinde Gappenach
sowie in der Ortsgemeinde Kalt. Der Planungsauftrag wurde dem Planungsbiiro Karst Ingenieure,
Nortershausen, erteilt. Zunachst wurde die landesplanerische Stellungnahme gemaB
§ 20 Landesplanungsgesetz beantragt und in der Sitzung des Verbandsgemeinderates vom
10.12.2020 gewiirdigt.

Die Ortsgemeinde Gappenach hat zwischenzeitlich die Entwicklung des Neubaugebietes im
beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB durchgefiihrt. Aufgrund dessen ist keine Anderung
des Flachennutzungsplanes mehr notwendig, sondern lediglich eine Berichtigung erforderlich.
Der Herausnahme dieser Flache hat der Verbandsgemeinderat bereits in seiner Sitzung am
10.12.2020 zugestimmt.

Die Ortsgemeinde Kalt betreibt das vorgesehene Bebauungsplanverfahren nicht weiter. Eine
Anderung des Fldchennutzungsplanes an dieser Stelle ist daher obsolet. Dieser Teilbereich kann
daher aus dem Verfahren der 32. Anderung herausgenommen werden.

Die Ortsgemeinde Pillig beabsichtigt zusammen mit der Verbandsgemeinde Maifeld den
gemeinsamen Bau eines Biirgerhauses |/ Feuerwehrgeratehauses am Ortseingang in Richtung
Naunheim. Dafiir ist die Durchfiihrung von Bauleitplanverfahren notwendig. Im
Flachennutzungsplan ist an dieser Stelle landwirtschaftliche Flache dargestellt.

Der Ortsgemeinderat Pillig hat zur Umsetzung des Vorhabens in seiner Sitzung am 19.05.2022
den Aufstellungsbeschluss flir den bendtigten Bebauungsplan gefasst, sowie bei der
Verbandsgemeinde beantragt, den Flachennutzungsplan an dieser Stelle zu dndern und dort
Gemeinbedarfsflachen darzustellen. Daher wird vorgeschlagen, die Teilanderung mit in das
Anderungsverfahren der 32. Anderung des Flichennutzungsplanes einzubeziehen.

Die Ortsgemeinde Kollig beabsichtigt auf einem gemeindeeigenen Grundstiick einen Parkplatz zu
errichten. Das Bebauungsplanverfahren (1. Anderung ,Am Roeser Weg") ist bereits kurz vor dem
Abschluss. Aufgrund entgegenstehender Darstellungen im Flachennutzungsplan ist eine
Anderung dessen erforderlich. Derzeit sind dort Landespflegeflichen im Offenland dargestellt,
die in Verkehrsflachen gedndert werden miissen. Es wird vorgeschlagen, dies ebenfalls in das
Verfahren zur 32. Anderung des Flachennutzungsplanes mit einzubeziehen.



Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlieBt die Aufnahme der Anderung_sbereiche in den Ortsgemeinden Kollig und
Pillig gemdB Darstellungen in der Anlage in das Anderungsverfahren zur 32. Anderung des
Flachennutzungsplanes sowie die Herausnahme der Flache in Kalt.

Das Planungsbiro wird gebeten auf dieser Grundlage die Planunterlagen anzupassen. Die
Verwaltung wird beauftragt, nach Anpassung durch das Planungsbiiro, die vorgezogen
Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung (8 3 Abs.1 und § 4 Abs. 1 BauGB) sowie die

Beteiligung der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) durchzufiihren.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis Cima (5=
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. w. BV |abw. z. K.
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  |30.05.2022 |[Maifeld/27
und 1/2022
Personalausschuss
Bau- und 30.05.2022 |Maifeld/27
Umweltausschuss 1/2022

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil:

AusschlieBungsgrund

Anlagen:

/

Ausschnitt: Geltungsbereich Bebauungsplan Ortsgemeinde Pillig




Ausschnitt: Bebauungsplan 1. Anderung ,Am Roeser Weg"



Haupt-, Finanz- und Personalausschuss

TOP-Nr.: 18  Ubernahme der Trigerschaft der kommunalen Kindertagesstitten durch die
Verbandsgemeinde Maifeld (Maifeld/249/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 3

Sachverhalt:

Die Ubernahme der Trigerschaft der kommunalen Kindertagesstitten durch die
Verbandsgemeindeverwaltung war in den vergangenen Jahren bereits haufiger in den
kommunalen Gremien im Gesprach. Zuletzt wurde in der Biirgermeisterbesprechung am
30.11.2020 mit den Orts- und Stadtblirgermeistern dariiber diskutiert und die Vorteile einer
Aufgabentibertragung auf die Verbandsgemeinde dargestellt. Der zustandige Fachbereichsleiter
der Verbandsgemeindeverwaltung WeiBenthurm, in der die Aufgabeniibertragung schon vor
einigen Jahren vollzogen wurde, gab einen Erfahrungsbericht und stellte dar, welche Vorteile mit
der Aufgabeniibertragung verbunden sind. Gleichzeitig wurde bei dieser Sitzung auch
herausgearbeitet, dass die Zugehdrigkeit eines Orts- oder Stadtbiirgermeisters zu ,seiner Kita"
durch den Aufgabeniibergang nicht endet. Bei einer Ubertragung der Betriebstrigerschaft bleibt
die Ortsgemeinde | Stadt Eigentiimerin des Geb&udes und ist nach wie vor fiir alle die
Bautrdgerschaft betreffenden Fragen zustdandig. Auch alle reprasentativen Aufgaben kdnnen
nach wie vor von den Orts- und Stadtbiirgermeister*innen wahrgenommen werden. In ihrer
Funktion als Orts- [ Stadtbiirgermeister*in sind sie auBerdem in jedem Fall ein wichtiger Akteur
im Sozialraum. Die Sozialraumbetrachtung wird fiir die Kitas im Hinblick ihrer vom Gesetzgeber
gewollten Entwicklung hin zu Familienzentren in Zukunft eine immer gréBere Rolle spielen. Hier
sind die Einrichtungen unabhdngig von ihrer Betriebstragerschaft auf jeden Fall auf eine enge
und  vertrauensvolle ~ Zusammenarbeit ~mit den  ehrenamtlichen  Stadt-  und
Ortsbiirgermeister*innen angewiesen.

Eine Ubernahme der Betriebstrigerschaft fiir die kommunalen Kindertagesstitten durch die
Verbandsgemeinde Maifeld bringt zahlreiche Erleichterungen im Verwaltungshandeln mit sich:

1. Zu allererst zu nennen ware eine Vereinfachung im Personalwesen durch nur einen
einzigen Arbeitgeber. Dies wiirde Vertretungen untereinander, Wechsel von einer zur
anderen Kindertagesstatte und organisatorische Abldufe vereinfachen. Insbesondere
konnten fiir Vertretungen feste Springerkrafte beschaftigt werden, die je nach Bedarf in
allen Kitas eingesetzt werden konnen. Die Vertretung von erkrankten Erzieherinnen stellt
die Trager derzeit vor groBe Probleme. Es finden sich kaum qualifizierte Personen, die
bereit sind tage- oder wochenweise als Vertretungskraft beschaftigt zu werden. Hier ist
in der derzeitigen Tragerstruktur fiir jeden Vertretungsfall ein neuer Arbeitsvertrag zu
erstellen. Dies hat zur Folge, dass eine Vertretungskraft pro Monat je nach Einsatz
mehrere verschiedene Arbeitsvertrdge von unterschiedlichen Arbeitgebern erhdlt. Mit
diesem Arbeitgeberwechsel sind stets auch An- und Ummeldungen fiir
Sozialversicherungstrager notwendig. Fiir die eingesetzten Mitarbeiterinnen ist diese
Verfahrensweise ebenfalls nachteilig, da keine zusammenhdngenden Zeiten fir
Urlaubsanspriiche etc. ergeben. Bei kurzfristigen ,Leerlaufen” miissen sich die
Mitarbeitenden immer wieder selbst um die Krankenversicherung kiimmern. Dies hat
schon dazu geflihrt, dass Vertretungskrafte aufgrund dieses hohen Aufwandes ihre
Mitarbeit wieder beendet haben.



2. Derzeit sehen sich die Trdger der Kindertagesstatten bereits ohnehin einem
zunehmenden Fachkraftemangel gegeniiber. Bei kleineren Arbeitgebern tritt dabei oft
der Fall ein, dass Personal nur befristet beschaftigt werden kann, beispielsweise zur
Elternzeit- oder Krankheitsvertretung. Die Bewerberlage ist fiir solche Stellen meist sehr
diirftig. Sollte dennoch ein geeigneter Bewerber gefunden werden, so wandert das
Personal bei Ablauf oder bereits auch oft schon wahrend der Befristung meist zu
anderen groBer aufgestellten Arbeitgebern ab, die ,attraktivere” unbefristete Stellen
anbieten kdnnen. So stehen die Trager der Kindertagesstatten in der Verbandsgemeinde
Maifeld in zunehmender Konkurrenz zu umliegenden, breiter aufgestellten
Arbeitergebern, wie den Stadten Mayen, Andernach, Neuwied und Koblenz aber auch zur
Verbandsgemeinde WeiBenthurm, die die Betriebstrdgerschaft vor einigen Jahren
ibernommen hat. Um dem zu begegnen ware auch fiir die Verbandsgemeinde Maifeld
eine Aufstellung in gréBerem Rahmen durchaus sinnvoll, um mehr unbefristete und
damit attraktivere Stellen im Rahmen eines flexibleren Personaleinsatzes anbieten zu
konnen.

3. Auch fiir die Angebotsstruktur in den einzelnen Einrichtungen ware ein einziger Trager
vorteilhaft. Es konnten ggf. spezielle padagogische Angebote (z. B. Montessori) in
einzelnen Einrichtungen gemacht werden oder spezielle Einrichtungen flr Krippenkinder
geschaffen werden. Auch kdnnten Einrichtungen mit speziellen Offnungszeiten
ausgestattet werden.

4. Fiir die Eltern gabe es den Vorteil, dass sie von ihrem im SGB verankerten Wunsch- und
Wahlrecht Gebrauch machen kdnnten. Dies ist derzeit in den meisten Orten nicht
maglich, da jede Kommune aufgrund der Platzknappheit grundsétzlich nur Kinder aus
ihrem Einzugsbereich aufnimmt bzw. aufnehmen kann.

5. Der Qualitdtsmanagement-Prozess in den Kitas kdnnte bei einer Trdagerschaft der
Verbandsgemeinde  positiv ~ beeinflusst ~ werden. Es  kdnnten  einheitliche
Qualitatsstandards und gemeinsame padagogische Rahmenbedingungen fiir die
Einrichtungen etabliert werden. Erste Schritte in diese Richtung sind seit einiger Zeit
eingefiihrte einheitliche Betreuungsvertrdge und etwa vergleichbare SchlieBzeiten im
Laufe eines Kita-Jahres.

Unabhangig von diesen Faktoren muss ein ganz besonderes Augenmerk auf die Tragerqualitat
gelegt werden. Gerade in den letzten beiden Jahren, insbesondere auch durch das Inkrafttreten
des neuen rheinland-pfalzischen Kita-Gesetzes (KitaG) im Jahr 2021, hat sich das System der
Kindertagesbetreuung nochmals nachhaltig verandert. So riicken auch die Tragerverantwortung
und Tragerqualitat immer starker in den Fokus.

Die Einrichtungstrdger sehen sich einer Vielzahl an vielschichtigen Anforderungen und damit
verbundenen Aufgaben gegenibergestellt, die sie erflllen sollen. Zudem steht liber diesen
untergeordneten Anforderungen immer die enorm anspruchsvolle Kernaufgabe:

die Sicherstellung des Wohls der in der Einrichtung betreuten Kinder. Die Erfiillung dieser
Kernaufgabe stellt eine groBe Selbstverpflichtung dar, insbesondere, wenn man bedenkt, dass
die Trdagerschaft kommunaler Kindertagestitten in der Regel bei ehrenamtlichen
Mandatstragern liegt, die neben der Tragerschaft von einer /| mehreren Kindertagesstatte/n noch
eine Vielzahl anderer gemeindlichen Aufgaben zu erfillen haben.



In der Folge werden nun die wichtigsten Trageraufgaben skizziert (Liste nicht abschlieBend):

e Wirtschaftliche Sicherheit (ausreichende Ausstattung der Kita mit Finanz- und
Sachmitteln)

e Bereitstellung geeigneter Raumlichkeiten, die die Mindestvorgaben fir die
Betriebserlaubnis erfiillen und regelmaBige Uberpriifung, ob die genehmigten
Raumlichkeiten und AuBenspielflichen noch den Erfordernissen des Kindeswohls
genlgen.

e Einstellung qualifizierten Fachpersonals

e Ermdglichung der Fort- und Weiterbildung des Personals

e \Verantwortungstrager fiir Behdrden, Verbande und Eltern

e Beteiligung an der Weiterentwicklung des Jugendhilfeangebots im Sozialraum
e Beitrag zur Bedarfsgerechtigkeit und der Angebotsvielfalt

e Gewadhrleistung der Umsetzung und der stetigen Weiterentwicklung der padagogischen
Konzeption der Einrichtung. (Qualitatssicherung)

e Gewahrleistung von Beteiligungs- und Beschwerdemdglichkeiten fiir Kinder und Eltern in
der Kindertagesstitte (Partizipation und Beschwerdemanagement miissen in der
Konzeption verankert und umgesetzt werden)

e Unterstiitzung bei der gesellschaftlichen und sprachlichen Integration und bei der
Gesundheitsforderung von Kindern (z.B. Bewegungsangebote, Gesunde Ernihrung,
natlirliche Belichtung, ausreichende Beliiftung und angemessene Beschattung der
Raumlichkeiten)

e Schaffung von Rahmenbedingungen zur Erziehungspartnerschaft (Verantwortlichkeit fiir
die Einrichtung eines Elternausschusses)

e \Verantwortlichkeit flir die Erstellung und Einhaltung eines institutionellen
Schutzkonzeptes (beinhaltet im Verdachtsfall die  Vornahme einer
Gefahrdungseinschdtzung und ggfs. Einschaltung einer InSoFa (insoweit erfahrene
Fachkraft) sowie eine Meldung nach §47 SGB VII)

e Dokumentation von Arbeitsablaufen und Aktenfiihrung (§ 47 Abs. 2 SGB VIII)

Durch diese Auflistung der Trageraufgaben wird deutlich, dass die Gesamtverantwortung sowohl
in padagogischer als auch in organisatorischer Hinsicht beim Einrichtungstrager liegt und zwar
unabhdngig von der Verantwortung der Mitarbeitenden fiir ihr eigenes Tun oder Unterlassen im
jeweiligen vom Trdger libertragenen Aufgabengebiet. Das bedeutet, dass zwar grundsatzlich eine
Delegation von Pflichten und Aufgaben seitens des Tragers auf die Einrichtungsleitung und die
Betreuungskrafte erfolgen kann und sollte (allerdings darf keine pauschale Delegation
samtlicher Aufgaben auf die Mitarbeitenden der Kita erfolgen), letztlich bleibt dennoch die
Verantwortung bei Vorfallen, wie grenzverletzendem Verhalten von Mitarbeitenden gegeniiber
Kindern, einer Verletzung der Aufsichtspflicht oder Unféllen, beim Trager und dieser kann somit
auch haftungsrechtlich belangt werden.



Der Trager libt also die Dienst- und Fachaufsicht tber seine Einrichtung(en) aus. Aufgrund dieser
multidimensionalen Aufgabenfiille ist es unabdingbar, dass Einrichtungstrager einerseits liber
ein fundiertes pidagogisches Fachwissen, sowie lber gute Rechtskenntnisse (z.B. SGB VIII,
KitaG, KitaGAVO, Elternmitwirkungsverordnung, ..) verfligen, als auch eine gute
Organisationsfahigkeit und umfangreiche Kompetenzen im Bereich der Personalfiihrung
mitbringen.

Der Trager muss in der Lage sein, ggfs. gegeniiber Mitarbeitenden seiner Einrichtung
arbeitsrechtlich tatig zu werden, um das Wohl der in der Einrichtung betreuten Kinder zu
wahren. Um dies gewahrleisten zu kdnnen, bedarf es einer professionellen Distanz zu den
Mitarbeitenden der Kindertagesstatte. Grundsatzlich entsteht hier zuweilen auch ein Konflikt,
weil sich der Trager einerseits seinen Mitarbeitenden verpflichtet flihlt, andererseits aber das
Kindeswohl an erster Stelle steht. Der Umgang mit solchen Konflikten ist enorm herausfordernd
und kann insbesondere bei personlichen Beziehungen vor Ort fiir ehrenamtliche Tragervertreter
eine schwierig zu l6sende Aufgabe sein.

Der Gesetzgeber hat erkannt, dass es fiir die pflichtgemaBe Erfillung der Trageraufgaben einer
Qualifizierung bedarf. Die Verpflichtung zur Trdgerqualifikation wurde im KitaG gesetzlich
verankert. Allerdings stellt sich die aktuelle Situation so dar, dass es momentan nur wenige
Weiterbildungsangebote flir Trdgervertreter gibt, die oftmals auch nicht das gesamte
Anforderungsspektrum erflllen. Schon jetzt wird deutlich, dass die Anforderungen so
multidimensional sind, dass auch die Fortbildungsinhalte in verschiedenen Fachgebieten liegen
missen. Somit wird eine umfassende Trdgerqualifizierung einerseits einen hohen zeitlichen
Rahmen einnehmen und andererseits in regelmadBigen Abstinden stetig fortgefiihrt werden
missen und nie abgeschlossen sein. In Falle eines Mandatswechsels miisste sich also der neue
ehrenamtliche Tragervertreter von Grund auf neu schulen.

Bei Betrachtung samtlicher Faktoren erscheint es letztlich nur folgerichtig und sinnhaft, das
notwendige fachliche Know-How durch Fachkrdfte unterschiedlicher Professionen
sicherzustellen, um das Kindeswohl der anvertrauten Kinder tatsdchlich gewahrleisten zu
konnen.

Im Falle des Aufgabeniibergangs der Betriebstragerschaft auf die Verbandsgemeinde Maifeld
gemaB § 67 Abs. 5 GemO, wonach einzelne Ortsgemeinden Selbstverwaltungsaufgaben auf die
Verbandsgemeinde mit deren Zustimmung libertragen kénnen, wiirde auch die Personalhoheit
auf diese lbergehen. Nach Aufgabeniibergang besteht dann kein Mitbestimmungsrecht der
abgebenden  Kommune mehr. Diese misste jedoch gemdB & 26 Abs. 2
Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) eine Sonderumlage an die Verbandsgemeinde in Hohe des
Trageranteils entrichten, damit andere Kommunen innerhalb der Verbandsgemeinde, die die
Aufgabe selbst wahrnehmen, nicht benachteiligt werden.

Erst wenn sich alle Kommunen fiir eine Ubertragung der Betriebstriagerschaft auf die
Verbandsgemeinde  entscheiden  wiirden und die Aufgabe  Betriebstragerschaft
Kindertagesstatten" im Sinne des § 67 Abs. 4 GemO auf die Verbandsgemeinde hochgezont
wirde, was eine Zustimmung der Verbandsgemeinde, sowie mehr als der Halfte der
Ortsgemeinden, in denen die Mehrzahl der Einwohner lebt, voraussetzt, ware die
Verbandsgemeinde fiir die Kostentibernahme des Trageranteils zustandig.



Als nachster Schritt soll in den kommunalen Gremien der Ortsgemeinden eine Beschlussfassung
tiber einen Aufgabeniibergang nach § 67 Abs. 5 herbeigefiihrt werden. Als Auftakt werden die
Stadt- und Ortsbilrgermeister im Rahmen einer Blirgermeisterbesprechung am 11.07.2022 durch
einen Vertreter des Gemeinde- und Stadtebundes informiert.

Beschlussvorschlag:
Das Gremium stimmt einem Aufgabeniibergang nach § 67 Abs. 5 GemO zu.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ST
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein [Enth. |w.BV [abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/24
und 9/2022

Personalausschuss

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss

TOP-Nr.: 19  Verldngerung des Vertrages iiber die Aufnahme sowie die Aufbewahrung von
Fundtieren mit dem Tierschutzverein Mayen und Umgebung e.V.
(Maifeld/229/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 6

Sachverhalt:

Die Verbandsgemeinde Maifeld ist rechtlich fiir die Unterbringung und die Aufbewahrung von
Fundtieren in ihrem Gebiet zustandig. Da dies sowohl rdumlich als auch fachlich und personell
nicht geleistet werden kann, wurde zuletzt mit Wirkung vom 01.01.2018 mit dem
Tierschutzverein Mayen und Umgebung e.V. ein Vertrag tber die Unterbringung der Fundtiere
abgeschlossen. Der Vertrag umfasst unter anderem die Aufnahme, Verpflegung und Pflege sowie
die tierarztliche Versorgung der Fundtiere im Bedarfsfall durch den Tierschutzverein. Fiir die
Leistungen erhebt der Tierschutzverein eine jahrliche Pauschale in Hoéhe von
0,50 EUR/Einwohner = rd. 12.500,00 EUR. Einen gleichlautenden Vertrag haben auch die
Verbandsgemeinden Mendig, Vordereifel und Kaisersesch sowie die Stadt Mayen mit dem
Tierschutzverein abgeschlossen.

Aufgrund von allgemeinen Kostensteigerungen (Betriebs- und Energiekosten sowie die
Anhebung der Mindestléhne) wurden seitens des Vereins mit Schreiben vom 13.12.2021
angekiindigt, dass die Jahrespauschale je Einwohner um 0,30 EUR auf dann 0,80 EUR erhoht
werden muss. Dabei ist die Pauschale bis zum 31.12.2026, demnach fiir die Dauer von vier
Jahren, vertraglich gebunden.

In diesem Zusammenhang erfolgte zunédchst eine Abstimmung der o.a. Verwaltungen mit dem
Ziel einer gemeinsamen Vorgehensweise. Im Bezug auf die in den vergangenen Jahren stetig
gestiegenen Kostenstrukturen sind die Verwaltungsvertreter einvernehmlich der Auffassung,
dass eine Erhdhung in dem nun vorliegenden Umfang gerechtfertigt ist.

Nach einer Recherche wurde festgestellt, dass die Stadt Andernach als auch die
Verbandsgemeinden Pellenz und WeiBenthurm derzeit bereits an das Tierheim in Andernach eine
jahrliche Einwohnerpauschale in vergleichbarer Hohe entrichten.

Vor diesem Hintergrund wird verwaltungsseitig die Verlangerung des Vertrages zu einem
Einwohnerbeitrag von 0,80 EUR/Jahr (gesamt rd. 20.000,00 EUR) vorgeschlagen.

Finanzielle Auswirkungen:
Die Jahrespauschale in Héhe von rund 20.000,00 EUR ist im Haushaltsplan 2023 bereit zu
stellen.

Beschlussvorschlag:

Das Gremium beschlie3t, den Vertrag mit dem Tierschutzverein Mayen und Umgebung e.V. zur
Aufnahme und Aufbewahrung von Fundtieren zu einem jahrlichen, pauschalen Beitrag je
Einwohner in Hohe von 0,80 EUR bis zum 31.12.2026 zu verlangern.




Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis elims =
stimmung
Gremium Sitzungs-  |Vorl.-Nr. [einst. [mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 [Maifeld/22
und 9/2022
Personalausschuss

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss

TOP-Nr.: 20 Annahme sowie die Einwerbung von Spenden [ Sponsoringleistungen
(Maifeld/237/2022)

offentlicher Teil

Zustandig: Fachbereich 1

Sachverhalt:

Nach § 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung (GemO) entscheidet der Verbandsgemeinderat Gber die
Annahme  von  Spenden [  Sponsoringleistungen, die  der  Erfiillung  seiner
Selbstverwaltungsaufgaben dienen.

Die nachgenannte Spende wurden der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz gemaB3 der gesetzlichen
Vorgabe angezeigt, die ihrerseits hiergegen keine Bedenken erhoben hat.

Betrag in EUR Zweck

107,25 Sachspende Jugendarbeit JuX Team

Beschlussvorschlag:
Das Gremium beschlieBt die Annahme sowie die Einwerbung der im Sachverhalt aufgefiihrten
Spende.

Etwaige Antrige:

Abweichender Beschluss:

Abstimmungsergebnis ohne Ab-
stimmung
Gremium Sitzungs-  [Vorl.-Nr. |einst. |mehrh.|ja nein |Enth. |w. BV |abw. z. K. |vertagt
termin Beschluss
Haupt-, Finanz-  [30.05.2022 |Maifeld/23
und 7/2022

Personalausschuss

An der Beratung und Beschlussfassung nahm nicht teil: AusschlieBungsgrund




Haupt-, Finanz- und Personalausschuss

TOP-Nr.: 21 Mitteilungen und Beantwortung von evtl. schriftlichen Anfragen
(Maifeld/260/2022)

offentlicher Teil

Folgende Mitteilungen wurden gegeben:
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